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Mindestsicherung statt 
Mindestlohn

Risiko ist das eine, Absicherung ist das andere. Beide gehören zusammen. 
Wer sicher ist, dass ein Misserfolg nicht zu einem bodenlosen Fall in Not 

und Armut führt, wird mehr wagen. Wer weiß, dass, was immer auch geschieht, 
das Existenzminimum gesichert ist, wird kommende Herausforderungen eher als 
Chance und weniger als Bedrohung bewerten und rascher zu unverzichtbaren 
Veränderungen bereit sein. Die Versicherungsökonomie zeigt überzeugend, 
dass eine individuelle Mindestsicherung positive gesamtwirtschaftliche Effekte 
auslöst. Hierin liegt die Rechtfertigung für Pfl ichtversicherungen, beispielsweise 
einer Kfz-Haftpfl ichtversicherung oder einer Kranken- und Unfallversicherung. 
Hierin liegen auch gute ökonomische Gründe für eine staatliche Sozialpolitik, die 
dem Ziel dient, allen Staatsangehörigen das Existenzminimum zu sichern. 

Es gehört zur Tragik einer falsch verstandenen Sozialpolitik, dass sie ein an 
sich vernünftiges Ziel mit völlig untauglichen Mitteln zu erreichen versucht. Stän-
dig und überall wird sozialpolitischer Sicherungs- und Umverteilungsziele wegen 
in Marktprozesse eingegriffen. Die ökonomische Analyse deckt die Mängel die-
ses Vorgehens schonungslos auf. Sozialpolitisch motivierte Eingriffe in Märkte 
sind unzweckmäßig, ungenau und bewirken vielfach das Gegenteil dessen, was 
erreicht werden sollte. Sie führen zu unnötigen Doppelspurigkeiten und einer 
aufgeblähten, kostspieligen Bürokratie. So kommen auch wirtschaftlich Starke 
in den Genuss staatlicher Hilfe. Dieses Geld fehlt dann, um wirtschaftlich wirk-
lich Schwache noch besser unterstützen zu können. Heute fi nanzieren gesunde 
Arme kranke Reiche oder subventionieren die vielen weniger gut Ausgebildeten 
das Hochschulstudium der Besserverdienenden. Das widerspricht jeder Defi niti-
on von Gerechtigkeit. 

Indirekte Sozialpolitik in Form von Eingriffen in Märkte ist ökonomisch inef-
fi zient und sozial ungerecht. Das gilt in besonderem Maße für sozialpolitische 
Eingriffe in den Arbeitsmarkt. Eine Vielzahl von Regulierungen und Vorschriften 
verhindert das freie Spiel der Marktkräfte. Dazu gehören der Kündigungsschutz 
oder der Flächentarifvertrag. Dazu gehören gesetzliche Mindestlöhne, die nutz-
los bleiben, wenn sie zu tief festgelegt werden, und die beschäftigungsfeindlich 
wirken, wenn sie zu hoch liegen und vor allem für weniger qualifi zierte Arbeits-
lose die Chancen verringern, wieder in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis 
zurückzufi nden. Dazu gehören die Abgaben für die Sozialversicherungssysteme. 
Sie belasten einseitig die Schultern der Arbeitskräfte und treiben einen breiten 
Keil zwischen Brutto und Netto. Vor allem aber hat sich die an traditionellen 
Familienformen und an der Erwerbsbiografi e der ununterbrochenen, lebens-
langen Beschäftigung festgemachte Sozialpolitik weit von der Realität und der 
Zukunft der Arbeitswelt entfernt. Eine andere Perspektive drängt sich auf. Wer 
keine Arbeit hat, wer nicht erwerbstätig ist, wer in Patchwork-Beziehungen 
lebt, alleinerziehende Elternteile und Menschen, die Beruf, Wohnsitz oder ihre 
Lebensabschnittsbegleiter wechseln, benötigen sozialpolitischen Schutz und 
Unterstützung und nicht jene, die einen Job haben. 

Die Deregulierung der (Arbeits-)Märkte schafft die ökonomischen Vorausset-
zungen, um in schwierigen Zeiten zunächst die fi nanziellen Mittel zu erwirtschaf-
ten, die dann an die Schwächeren der Gesellschaft verteilt werden können. Es 
spricht nichts dagegen und vieles dafür, die Risiken der Deregulierung Hand in 
Hand durch eine soziale Absicherung abzufedern. Aber nicht Mindestlöhne oder 
Mindestpreise sind gefragt. Festzulegen sind eine Mindestsicherung für alle und 
allgemeingültige Mindeststandards – nicht mehr, aber auch nicht weniger. 
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Das Konzept des Grundeinkommens liefert eine radikale Alternative zum nicht 
mehr zukunftsfähigen Modell der heutigen Sozialpolitik. Demgemäß soll der 
Staat allen Staatsangehörigen eine auf der Höhe des Existenzminimums liegen-
de Transferzahlung zukommen lassen, die aus dem allgemeinen Staatshaushalt 
über Steuern fi nanziert wird. Anders als die nach dem Prinzip des Fordern und 
Fördern gestalteten Kombilohn-Modelle und anders als das von der FDP propa-
gierte Bürgergeld wird ein Grundeinkommen allen Deutschen jeden Alters ohne 
Bedingung, ohne Gegenleistung, ohne Antrag und damit ohne bürokratischen 
Aufwand als sozialpolitischer Universaltransfer ausbezahlt. 

Im Gegenzug werden alle steuer- und abgabenfi nanzierten Sozialleistungen 
abgeschafft. Im Klartext: Gesetzliche Renten-, Kranken-, Arbeitslosen- oder 
Pfl egeversicherung verschwinden genauso wie Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, 
Wohn- und Kindergeld. Ebenso werden alle sozialpolitisch motivierten Regulie-
rungen des Arbeitsmarktes gestrichen. Im Klartext: es gibt keinen Schutz gegen 
Kündigungen mehr, dafür aber betrieblich zu vereinbarende Abfi ndungsregeln. Es 
gibt keinen Flächentarifvertrag mehr und auch keine Mindestlöhne, sondern von 
Betrieb zu Betrieb frei verhandelbare Löhne. Es gibt keine Sozialklauseln mehr. 
Die heute zu leistenden Abgaben an die Sozialversicherungen entfallen ersatzlos.

Das Grundeinkommen geht über das von der FDP vorgeschlagene Bürgergeld 
hinaus, weil es ohne Bedingung an alle bezahlt wird. Es vernachlässigt somit das 
Prinzip der Gegenleistung. Alle sollen soziale Hilfe erhalten und nicht nur, wer 
auch bereit ist, etwas dafür zu tun. Der Grund für diese Großzügigkeit liegt in der 
Transparenz und der Einfachheit des Verfahrens. Da es keine Bemessungsgren-
zen und keine zu verrechnenden Einkommensfl üsse und keine Verknüpfung mit 
eigenem Vermögen gibt, gibt es auch keine Fehlanreize in Form hoher Grenz-
steuerbelastungen. Das Grundeinkommen funktioniert ohne bürokratischen 
Berechtigungs-, Ermittlungs- und Kontrollaufwand. Alles Einkommen wird vom 
ersten bis zum letzten Euro gleichermaßen an der Quelle erfasst und mit einem 
einheitlichen und gleich bleibenden Steuersatz belastet. Eine Steuererklärung 
muss nur noch von jenen ausgefüllt werden, die gegen entsprechende Belege 
Werbungskosten geltend machen wollen. Dabei gibt es keine Freibeträge, wobei 
für höhere Einkommen das Grundeinkommen eigentlich nichts anderes als ein 
Steuerfreibetrag ist.

Letztlich bleibt es in jedem Falle eine politische Entscheidung, die Höhe des 
Grundeinkommens zu bestimmen. Dabei gilt die Binsenwahrheit: Hohe Grund-
einkommen bedingen hohe Steuersätze, niedrige Grundeinkommen ermöglichen 
geringe Steuersätze. Geht man für Deutschland von einem Existenzminimum 
von 7500 Euro pro Jahr aus, ergibt sich für die 82,5 Mio. Deutsche eine jährliche 
Transfersumme von rund 620 Mrd. Euro. Das ist eine unglaublich hohe Summe. 
Verglichen zum Sozialbudget für das Jahr 2003 von insgesamt rund 700 Mrd. 
Euro und rund 450 Mrd. Euro alleine für die Sozialversicherungen inklusive der 
Arbeitsförderungsmaßnahmen relativieren sich jedoch die fi nanziellen Belastun-
gen eines radikalen Systemwechsels. Dazu kommt, dass die Kosten der Sozial-
bürokratie eingespart werden und die entfesselten (Arbeits-)Märkte schlagartig 
für mehr Beschäftigung sorgen. 

Das Konzept des Grundeinkommens ist nicht so utopisch, wie es auf den ersten 
Blick scheinen mag. Im Sinne der „Politik der kleinen Schritte“ von Bundeskanzle-
rin Merkel sollte das Konzept des Grundeinkommens zunächst neben das beste-
hende System gestellt werden. Die Bevölkerung hätte dann die Möglichkeit, sich 
freiwillig entweder für das alte oder das neue System zu entscheiden. Zumindest 
die jüngere Generation müsste für das Konzept des Grundeinkommens gewonnen 
werden können. Denn ein radikaler Systemwechsel wird gerade ihr nachhaltig bes-
ser als der Status quo helfen, die kommenden Herausforderungen zu bewältigen.


